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9910 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Ausschusses für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz 

über den Beschluss des Nationalrates vom 13. Oktober 2017 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Verbraucherzahlungskontogesetz geändert wird 

Die Abgeordneten Angela Lueger, Kolleginnen und Kollegen haben den dem gegenständlichen Beschluss 
des Nationalrates zu Grunde liegenden Initiativantrag am 20. September 2017 im Nationalrat eingebracht 
und im Wesentlichen wie folgt begründet: 
„In jüngster Zeit haben einzelne unabhängige Geldautomatenbetreiber damit begonnen, Verbrauchern für 
Bargeldabhebungen von ihrem Zahlungskonto mit der zu diesem Konto ausgegebenen Bankomatkarte 
Entgelte in Rechnung zu stellen, die in der Folge vom kontoführenden Kreditinstitut vom Zahlungskonto 
des Verbrauchers abgebucht werden. Das hat zu massiven Beschwerden der betroffenen Verbraucher 
geführt. 
Außerdem gehen immer mehr Kreditinstitute dazu über, mit dem Verbraucher im Zahlungskonto- oder 
Zahlungskarten-Rahmenvertrag neben dem Kontoführungsentgelt und einem allfäl1igen Kartenentgelt 
auch Entgelte für einzelne Bargeldabhebungen mit der Bankornatkarte zu vereinbaren. 
Um einen fairen Ausgleich dieser unterschiedlichen Interessen zu gewährleisten, soll in Zukunft die 
Vereinbarung von Entgelten für einzelne Geldabhebungen vom Zahlungskonto des Verbrauchers an 
Geldautomaten mit einer vom kontoführenden Kreditinstitut zum Konto ausgegebenen Bankornatkarte 
nur mehr dann zulässig sein, wenn  
• dem Verbraucher als Alternative auch ein Zahlungskonto zu einem Pauschalentgelt angeboten wird, 

bei dem mit diesem Entgelt auch alle Bargeldabhebungen abgegolten sind, und 
• der Verbraucher frei zwischen - zumindest diesen beiden - Kontotarifen wählen kann. 
Um den Verbraucher auch vor Entgelten zu schützen, die unabhängige Betreiber von Geldautomaten für 
Abhebungen mit der Bankornatkarte beanspruchen, soll der kontoführende und kartenausgebende 
Zahlungsdienstleister verpflichtet werden, den Verbraucher von der Zahlung solcher Entgelte zu 
befreien.“ 
 
Der Ausschuss für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat den gegenständlichen Beschluss des 
Nationalrates in seiner Sitzung am 23. Oktober 2017 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatterin im Ausschuss war Bundesrätin Renate Anderl. 
An der Debatte beteiligte sich das Mitglied des Bundesrates David Stögmüller. 
Zur Berichterstatterin für das Plenum wurde Bundesrätin Renate Anderl gewählt. 
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Der Ausschuss für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz stellt nach Beratung der Vorlage am 
23. Oktober 2017 mit Stimmenmehrheit den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates 
keinen Einspruch zu erheben. 

Wien, 2017 10 23 

 Renate Anderl René Pfister 
 Berichterstatterin Vorsitzender 
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